
 

  
  
  
  

Stadt Gunzenhausen 
 

Beglaubigter Auszug aus der Niederschrift 
 

ist mit der Urschrift gleichlautend  
 

über die Sitzung des Stadtrates 

Az.: III.-MP/ 
 
Die Mitglieder des Stadtrates - Ausschusses 
waren ordnungsgemäß geladen. 
Anwesend waren 23 Mitglieder. 
Die Beschlussfähigkeit war somit 
gegeben. 

 
ö f fen t l i ch   am Donnerstag, 30. Juli 2026 
 
 

Lfd. 
Nr.  Beschluss 

Abstimmungs-
ergebnis 

dafür      dagegen 

50 
 

Grundsatzbeschluss zur Anwendung des Gesetzes zur 
Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur 
Wohnraumsicherung (Bauturbo, §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b, 
246e und 36a Baugesetzbuch (BauGB)); 
Änderung des Grundsatzbeschlusses 
 

15 8 

Entsprechend der Empfehlung des Ausschusses für Bauangelegenheiten, Stadtentwicklung und 
Umwelt vom 22.07.2026, lfd. Nr. 10, beschließt der Stadtrat folgende Grundsätze für die 
Anwendung der §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b, 36a und 246e BauGB: 
 
In Änderung zu dem bisherigen Beschluss, lfd.-Nr. 519, vom 26.02.2026 ergeht folgender neuer 
Grundsatzbeschluss hinsichtlich des Umgangs mit dem Bauturbo:  
 

1. Generelle Grundsätze 
Anwendung der Bauturbovorschriften: 
 

 Bauanträge, die einen Fall des Bauturbos zum Inhalt haben, sind zwingend vor Einreichung 
mit dem Stadtbauamt hinsichtlich der erforderlichen Unterlagen und Nachweise für das 
Genehmigungsverfahren abzustimmen. Es bedarf einer vollständigen Darstellung des 
geplanten Vorhabens mit Angabe der relevanten Maßkennzahlen (z.B. Darstellung 
Versiegelungsgrad, Abstandsflächen, Stellplatznachweis, aussagekräftige Ansichten 
alternativ anderweitige Visualisierung, Freiflächengestaltung, Angaben zur gesicherten 
Erschließung). Wird dieser Grundsatz nicht beachtet, wird die Verwaltung, abweichend von 
der Zuständigkeitsregelung der Geschäftsordnung, ermächtigt die Zustimmung zu 
Bauanträgen nach § 36a BauGB zu verweigern.  
 

 Anträge auf Vorbescheid können im Rahmen des Bauturbos generell nicht bearbeitet werden.  
 

 Die Bauturbovorschriften können nur zur Anwendung kommen, wenn neue Wohnungen 
geschaffen werden. Die Anwendung ist ausgeschlossen, soweit es sich lediglich um eine 
Erweiterung bestehenden Wohnraums handelt. 

 
 Eine Anwendung im Bereich von Schutzgebieten (z.B. Wasserschutzgebiet, 

Überschwemmungsgebiet, denkmalschutzrechtlicher Ensemble-Bereich, Schutzgebiete nach 
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Naturschutzrecht, kartierte Biotopflächen, etc.) ist nur möglich, soweit das betroffene 
Fachrecht einer entsprechenden Bebauung zustimmt und ggf. dafür erforderliche 
Genehmigungen in Aussicht stellt. Die gemeindliche Zustimmung wird nur unter der 
Bedingung wirksam, dass eine positive Stellungnahme des jeweiligen Trägers der öffentlichen 
Belange im Rahmen des Genehmigungsverfahrens vorgelegt wird.  

 
 Anfallendes Oberflächenwasser darf ggf. nur gedrosselt in die städtische Kanalisation 

eingeleitet werden. Der maximale Abflusswert ist in Abstimmung mit dem Tiefbauamt 
festzulegen. Darauf aufbauend ist die Entwässerungsplanung mit entsprechendem 
Regenrückhaltevolumen und Drosselabflusswert auszugestalten. Alternativ kann, soweit es die 
Bodenverhältnisse zulassen, auch eine schadlose Versickerung vorgenommen werden. Die 
Versickerungsfähigkeit bzw. die Bodenverhältnisse sind nachzuweisen. Sofern die Stadt 
Gunzenhausen für die Einschätzung der hydraulischen Kanalsituation und damit für die 
Bestimmung des Abflusswertes externe Expertise oder Fachberatung benötigt, sind die Kosten 
für diese externen Leistungen vom Vorhabenträger zu tragen. Die Verpflichtung zur 
Kostenübernahme ist über einen entsprechenden städtebaulichen Vertrag abzusichern. Die 
Zustimmungsentscheidung in diesen Fällen wird nur unter der Bedingung erteilt, dass ein 
entsprechender städtebaulicher Vertrag mit der Stadt abzuschließen ist. 

 
 Es sind umfassende Angaben zur Erschließung (Zuwegung und Leitungsanbindung für 

Wasser inkl. Löschwasser, Kanal, Strom und Telefon/Internet) und geplanten 
Grundstücksteilungen nötig. Soweit Baugrundstücke nicht direkt an öffentlichen 
Erschließungsanlagen anliegen, sind ggf. entsprechende grundbuchrechtliche Sicherungen 
(Grunddienstbarkeit sowie beschränkt persönliche Dienstbarkeit) vorzulegen oder 
Gestattungsverträge mit der Stadt abzuschließen.  

 
 Im Bereich von in Bebauungsplänen festgesetzten Gemeinbedarfsflächen oder 

Sonderbauflächen für öffentliche Zwecke ist bisher die Nutzungsart „Wohnen“ 
ausgeschlossen. In diesen Planungsbereichen sollte die Zulassung von Vorhaben im Rahmen 
des Bauturbos im Einzelfall durch die Verwaltung geprüft werden. Die Entwicklungsbelange 
des vorgesehenen öffentlichen Nutzungszwecks (z.B. Schule oder Anlage für kirchliche 
Zwecke) müssen durch die Zulassung von Vorhaben im Rahmen des Bauturbos berücksichtigt 
und gegebenenfalls gewahrt bleiben. 

 
 Die Anwendung des Bauturbos im Bereich von faktischen und festgesetzten Gewerbegebieten 

wird ausgeschlossen. Ziel dieser Regelung ist, gewerbliche Bauflächen für diesen 
Nutzungszweck zu erhalten. Diese Regelung gewährleistet den Gebietserhaltungsanspruch 
der betroffenen Eigentümer und Nutzer im Umfeld.  

 
 Um dem Grundsatz, einer dem Wohl der Allgemeinheit dienenden, sozialgerechten 

Bodennutzung gerecht zu werden und der Spekulation mit Grund und Boden vorzubeugen, 
ist bei Zustimmungsfällen nach dem Bauturbo stets eine Bauverpflichtung vorzusehen. Die 
Bauverpflichtung ist über einen entsprechenden städtebaulichen Vertrag abzusichern. Die 
Zustimmungsentscheidung in diesen Fällen wird nur unter der Bedingung erteilt, dass ein 
städtebaulicher Vertrag mit der Stadt abzuschließen ist. Die Bauverpflichtung wird auf max. 4 
Jahre ab Genehmigungsdatum festgelegt. Dieser Zeitraum entspricht der Geltungsdauer einer 
Baugenehmigung.  
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 Um dem Gesetzeszweck, der Förderung des Wohnungsbaus durch Schaffung und Erhaltung 

von nachhaltigem Wohnraum, gerecht zu werden, bedarf es eines befristeten Verbots zur 
Nutzungsänderung. Vorhaben, die über die Bauturbo-Regelungen zugelassen werden, sollen 
für einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren dem Nutzungszweck „Wohnen“ dienen. Auch 
Änderungen zum Zwecke von Ferienwohnungen und Kurzzeitmietwohnungen werden nicht 
zugelassen, da damit keine dauerhafte Häuslichkeit begründet wird und es sich somit nicht 
um „Wohnen“ i.S.d. BauGB handelt. Erst nach Ablauf der Frist können Nutzungsänderungen 
vorgenommen werden. Das befristete Verbot zur Nutzungsänderung ist über einen 
entsprechenden städtebaulichen Vertrag abzusichern. Die Zustimmungsentscheidung in 
diesen Fällen wird nur unter der Bedingung erteilt, dass ein städtebaulicher Vertrag mit der 
Stadt abzuschließen ist.  

 
 Sollte die Stadt Gunzenhausen Zweifel an den Auswirkungen eines konkreten Vorhabens 

haben, behält sie sich vor, die Zustimmung nach § 36a BauGB zu verweigern und den 
Einstieg in ein förmliches Bauleitplanverfahren zu fordern. 
 
 

2. Grundsatz für den Außenbereich 
Anwendung des § 246e Abs. 3 BauGB: 
 

 Zum Schutz einer organischen Siedlungsentwicklung können Vorhaben im Rahmen des 
Bauturbos nur zugelassen werden, wenn sie sich im direkten Anschluss an den 
Bebauungszusammenhang vorhandener Wohnbebauung befinden. Es darf sich dadurch 
keine fingerartige Entwicklung in die freie Landschaft ergeben, soweit die örtliche bzw. 
topographische Lage des Vorhabens keine Besonderheiten (z. B. Talsenke) mit sich bringt.  
 

 Im Bereich von im Flächennutzungsplan dargestellten Grünflächen (gliedernde Grünzüge, 
Ortsrandbegrünung und Gärten) ist eine Bebauung im Rahmen des Bauturbos nur möglich, 
wenn der Baubereich von mind. 3 Seiten durch vorhandene Bebauung umschlossen ist. Dies 
gilt nicht für Außenbereichsflächen im Innenbereich.  

 
 Bei Umnutzungen von bestehenden Gebäuden (z.B. ehemalige Viehställe oder ehemalige 

Scheunen) oder Neuerrichtung nach Abbrüchen in baulich vorbelasteten Bereichen, kann von 
Vorgenanntem abgewichen werden, soweit das Vorhaben noch in einem räumlichen 
Zusammenhang mit Flächen nach § 30 oder § 34 BauGB steht.   

 
 Bei Anwendung des Bauturbos im Außenbereich ist eine Eingrünung zur offenen Landschaft 

im Bauantrag zeichnerisch darzustellen. Die Eingrünungsmaßnahmen sind umzusetzen und 
dauerhaft zu erhalten bzw. bei Abgang zu ersetzen. Die Anwendung der Vorgaben zur 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß der BayKompV (Eingriffs- und 
Ausgleichermittlung und Darstellung der erforderlichen Ausgleichsflächen und -maßnahmen) 
ist gegebenenfalls im Bauantrag nachzuweisen. 
 

 Die Gestaltung von Neubauvorhaben (z.B. Dachform/Dachneigung) sowie das Maß der 
baulichen Nutzung (z.B. Geschosszahlen, überbaute Grundstücksfläche) hat sich an dem 
umliegenden Gebäudebestand (Wohngebäude) zu orientieren. Die Gestaltung und das Maß 
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der baulichen Nutzung bedürfen der Abstimmung mit dem Stadtbauamt. Dies soll eine 
harmonische Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild gewährleisten und einer 
Zersiedelung der Ortsränder entgegenwirken. 

 
 

3. Grundsatz für rechtsverbindliche Bebauungspläne 
Anwendung des § 31 Abs. 3 und § 246e BauGB: 
 

 Die Gestaltung von Vorhaben (z.B. Dachform/Dachneigung) sowie das Maß der baulichen 
Nutzung (z.B. Geschosszahlen, überbaute Grundstücksfläche) bedürfen der Abstimmung mit 
dem Stadtbauamt. Dies soll eine harmonische Einbindung in das Baugebiet bzw. das Orts- 
und Landschaftsbild gewährleisten.  
 

 Pflanzgebote bzw. Vorgaben zur Begrünung sind zu beachten und einzuhalten. Wenn eine 
Einhaltung an der vorgesehenen Stelle nicht möglich ist, bedarf es einer Kompensation an 
anderer Stelle auf dem Baugrundstück.  

 
 Die Anwendung der Bauturbovorschriften ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

„Reutberg III“ sowie in den Geltungsbereichen von Bebauungsplänen mit Vorhabenbezug 
ausgeschlossen.  

 
 

4. Grundsatz für den Innenbereich 
Anwendung des § 34 Abs. 3b und § 246e BauGB: 

 
 Die Gestaltung von Vorhaben (z.B. Dachform/Dachneigung) sowie das Maß der baulichen 

Nutzung (z.B. Geschosszahlen, überbaute Grundstücksfläche) bedürfen der Abstimmung mit 
dem Stadtbauamt. Dies soll eine harmonische Einbindung in den Baubereich bzw. das Orts- 
und Landschaftsbild gewährleisten.  

 
 Die Begrünung von Baugrundstücken ist mit dem Stadtbauamt abzustimmen.  

 
 
 

Gunzenhausen, 31.07.2026 

 


